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B E G R Ü N D U N G  

zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 und der 11. Flächennutzungsplanänderung 

der Gemeinde Groß Kummerfeld für das Gebiet nordwestlich der Ölstraße, südwestlich der Verbin-

dungsstraße Am Steinkamp / Brammerhörn, Am Ende des Hintersten Steinkampweges, beidseitig 

des Willingrader Grenzgrabens - Freiflächenphotovoltaik Groß Kummerfeld Südost -. 

 

1 Vorbemerkungen 

Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung wird eine Kurzbegründung mit Darlegung 

der wesentlichen Planinhalte vorgelegt, die tlw. noch unvollständig ist. Im weiteren Verfahren 

werden für den Bebauungsplan und die Flächennutzungsplanänderung jeweils eigene Be-

gründungen mit allen erforderlichen Angaben einschließlich Umweltberichten entsprechend 

§ 2a BauGB erstellt.  

1.1 Planungserfordernis / Ziel und Zweck der Planung 

Die Gemeinde Groß Kummerfeld verfolgt das Ziel, die Erzeugung erneuerbarer Energien 

mittels Photovoltaikanlagen weiter zu fördern. Photovoltaik-Freiflächenanlagen leisten einen 

Beitrag zum sorgsamen Umgang mit der Umwelt und bieten eine nachhaltige Energieversor-

gung. Die Plangebietsflächen bieten sich grundsätzlich an, da sie nicht den Kriterien der 

Standortbewertung gemäß dem Erlass „Grundsätze zur Planung von großflächigen Photo-

voltaikanlagen“ vom 01.09.2021 widersprechen.  

Planungsziel bildet die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung 

einer Freiflächen-Photovoltaikanlage zur Erzeugung alternativer Energie und Einspeisung in 

das öffentliche Netz. Anlass der Aufstellung des Bebauungsplans ist die Absicht des Betrei-

bers hier eine Photovoltaikanlage zu errichten. Die Gemeinde Groß Kummerfeld hat 

am 11.05.2023 die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 sowie der 

11. Flächennutzungsplanänderung beschlossen. 

Auf Grundlage der 11. Flächennutzungsplanänderung soll der vorhabenbezogene Bebau-

ungsplan Nr. 10 aufgestellt werden. Als Vorhabenbezogener Bebauungsplan basiert der Plan 

auf der Grundlage des Vorhaben- und Erschließungsplans. Hier sind nur solche Vorhaben 

zulässig, die in einem Durchführungsvertrag zwischen dem Vorhabenträger und der Ge-

meinde vereinbart sind. Entscheidend für die Zulässigkeit des Vorhabens ist, dass der im 

Vorhabenbezogenen Bebauungsplan durch Zeichnung und Text definierte Rahmen bei der 

Durchführung des Vorhabens eingehalten wird. Das gilt auch, wenn sich das konkrete Vor-

haben ändern sollte. Dafür sieht der § 12 Abs. 3a BauGB vor, dass im Rahmen der festge-

setzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der Vor-

habenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. 
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1.2 Rechtliche Bindungen 

Nach dem Landesentwicklungsplan - Fortschreibung 2021 des Landes Schleswig-Holstein 

liegt das Plangebiet innerhalb des Ländlichen Raumes. Das Plangebiet befindet sich zudem 

noch innerhalb des 10 km-Umkreises des Unterzentrums Neumünster. Darüber hinaus wer-

den keine weiteren Aussagen zu dem Plangebiet getroffen.  

Der Entwurf des Regionalplan 2023 für den Planungsraum III stellt das Plangebiet ebenfalls 

innerhalb des Ländlichen Raumes dar. Darüber hinaus werden keine weiteren Aussagen zu 

dem Plangebiet getroffen. 

Die Teilaufstellung des Regionalplans für den Planungsraum III 2020 (zum Sachthema Wind-

energie an Land) stellt nordöstlich des Plangebietes und der Straße Brammerhörn ein Vor-

ranggebiet für die Windenergienutzung dar (PR3_SEG_302). 

Der Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III 2020 verweist in seiner Hauptkarte 2 

auf eine Historische Kulturlandschaft in Form einer Knicklandschaft. In der Hauptkarte 3 ver-

weist der Landschaftsrahmenplan auf oberflächennahe Rohstoffe im nordöstlichen Randbe-

reich des Plangebietes. 

Der Flächennutzungsplan (1988) der Gemeinde stellt Flächen für die Landwirtschaft und die 

Gemeindestraßen dar. Um dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB zu genügen, wird 

die 11. Änderung des Flächennutzungsplanes aufgestellt. 

Der Landschaftsplan (2000) zeigt entlang der Acker- und Grünlandflächen die vorhandenen 

Knicks sowie die Standorte der ehemaligen Erdölpumpen in diesem Gebiet. Im Entwicklungs-

teil des Landschaftsplanes wird für den Willingrader Grenzgraben ein geplanter Pufferstreifen 

als Wasserswirtschaftliche Maßnahme abgebildet. 

Ein Bebauungsplan oder sonstige Satzungen bestehen für das Plangebiet nicht. 

2 Standortkonzept  

Die Gemeinde weist keine Verkehrswege mit überregionaler Bedeutung auf, welche laut Lan-

desentwicklungsplan vorrangig für raumbedeutsame Freiflächen-Photovoltaikanlagen in An-

spruch genommen werden sollen. Für die Gemeinde Groß Kummerfeld wird kein Standort-

konzept entlang von überregionalen Verkehrsanbindungen angefertigt, da durch die Ge-

meinde keine Autobahn und keine (mindestens zweigleisige) Bahnlinie führt.  

3 Potentialanalyse zur Eignung für PV-Freiflächenanlagen 

Die Gemeinde Groß Kummerfeld hat bereits Erfahrung mit alternativen Energieerzeugern 

und ist ein wichtiger Standort der Energiewende. Innerhalb des Gemeindegebietes besteht 
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bereits ein Solarpark im südöstlichen Bereich, an der Grenze zu den Gemeinden Latendorf 

und Rickling (Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 6). Außerdem sind im Regionalplan 

III (Windenergie an Land) weitere Vorrangflächen für die Windenergie dargestellt. Um den 

Ausbau der Solarenergie in der Gemeinde sinnvoll voranzubringen, sollen weitere PV-Frei-

flächenanlagen errichtet werden. Eine Gemeindeweite Potenzialanalyse zur Eignung für PV-

Freiflächenanlagen besteht nicht. 

Dabei wird auf die Bewertungskriterien des Erlasses „Grundsätze zur Planung von großflä-

chigen Photovoltaikanlagen“ vom 01.09.2021 verwiesen. Dieser definiert Ausschlusskriterien 

(harte Faktoren), die die Umnutzung einer Fläche für Freiflächen-Photovoltaikanlangen aus-

schließen oder dem Vorhaben stark entgegenstehen. Besonders hervorzuheben sind an die-

ser Stelle die Siedlungsflächen. Diese sind für PV-Anlagen geeignet, hierbei sollten aus städ-

tebaulichen Gründen die Anlagen nur auf den Dächern und nicht auf Freiflächen installiert 

werden, um das Orts- und Landschaftsbild zu schützen.  

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass das Plangebiet außerhalb der Flächen 

liegt, auf denen Solarenergie-Freiflächenanlagen nur dann in Betracht kommen, wenn eine 

Ausnahme oder Befreiung von gesetzlichen Bestimmungen in Aussicht gestellt werden kann 

(harte Faktoren). Darüber hinaus gibt es Bereiche, die einem besonderen Abwägungs- und 

Prüferfordernis unterliegen, da hier im Rahmen der Bauleitplanung öffentliche Belange mit 

einem besonderen Gewicht den Interessen der Planungsträger und somit der Errichtung der 

Solarenergie-Freiflächenanlagen entgegenstehen können (weiche Faktoren). Diese Kriterien 

sind nicht als abschließend zu betrachten. Auch diese Bereiche werden aufgrund der Pla-

nung nur geringfügig tangiert. Allerdings spielen dabei auch Belange, die nicht großflächig 

geprüft werden können, eine Rolle (u.a. Artenschutz). Des Weiteren sind Kleinstflächen wie 

Tümpel, Gehölze oder Knicks und die Topografie des Gebiets bei der Planung zu berück-

sichtigen.  

Bodenbewertung 

Im Rahmen der Bauleitplanung soll ebenfalls eine Betrachtung der Bodenbewertung vorge-

nommen werden. Hinsichtlich der Bodenbewertung wurde die natürliche Ertragsfähigkeit 

(landesweit bewertet) betrachtet. Nach dem Gemeinsamen Beratungserlass des Ministeri-

ums für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung und des Ministeriums für 

Energie, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung vom 01.09.2021 zur Planung 

großflächiger Photovoltaikanlagen im Außenbereich (PV-Erlass) unterliegen die „landwirt-

schaftlich genutzten Flächen, je höher die Ertragsfähigkeit, desto größer ist die Gewichtung“ 

der Abwägung. Hierbei wurde als Informationsquelle auf das Umweltportal verwiesen.  
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Abb.: Plangebiet - natürliche Ertragsfähigkeit landesweit bewertet  

 

Unter genauer Betrachtung in einem detaillierteren Maßstab lässt sich erkennen, dass das 

Plangebiet mit einer Ertragsfähigkeit von überwiegend „sehr niedrig“ bewertet wurde. Teile 

des Plangebietes weisen eine geringe bis mittlere Ertragsfähigkeit auf. 

Da der Boden nicht mehr landwirtschaftlich bearbeitet wird und keine Düngeeintragungen 

mehr erfolgen, hat die Errichtung einer PV-Freiflächenanlage positive Auswirkungen auf den 

vorsorgenden Bodenschutz. Des Weiteren kann ein vollständiger Rückbau nach Ende der 

Nutzungsdauer schnell und einfach erfolgen.  

3.1.1 Gemeindeübergreifende Abstimmung 

Angesichts der eng gesteckten Gemeindegebietsgrenzen in Schleswig-Holstein kommt in 

der Planung dem interkommunalen Abstimmungsgebot (§ 2 Abs. 2 BauGB) im Bereich der 

Freiflächenphotovoltaik besonderer Bedeutung zu. Die Planungen benachbarter Gemeinden 
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sind aufeinander abzustimmen. Dabei muss sichergestellt werden, dass gemeindeübergrei-

fende Ziele der Raumordnung und andere Vorgaben (Landschaftsbild, Belange des Touris-

mus und der Erholung, etc.) gewahrt werden und zudem nicht eine Gemeinde die Planungs-

hoheit der Nachbargemeinden einengt.  

Planungen zu Solar-Freiflächenanlagen sollen möglichst Gemeindegrenzen übergreifend 

abgestimmt werden, um räumliche Überlastungen durch zu große Agglomerationen von So-

lar-Freiflächenanlagen zu vermeiden, Ziff. 4.5.2 Abs. 4 LEP-Fortschreibung 2021. 

Es wird eine vertiefende Abstimmung mit den Nachbargemeinden im Rahmen des Bauleit-

planverfahrens durchgeführt.  

4 Bestandsaufnahme 

Das Plangebiet liegt im Kreis Segeberg, im nordöstlichen Bereich des Gemeindegebietes der 

Gemeinde Groß Kummerfeld. Der zu beplanende Bereich befindet sich nördlich der Ortslage 

Willingrade, zwischen den Straßen Brammerhörn und der Ölstraße und umfasst im Wesent-

lichen die Flurstücke 7, 9/1, 10, 11, 16/2, 17, 18, 19/2 und 23/3 der Flur 8, Gemarkung Groß 

Kummerfeld, die Flurstücke 74 und 75 der Flur 7, Gemarkung Groß Kummerfeld und teil-

weise das Flurstück 29 der Flur 8, Gemarkung Groß Kummerfeld. Darüber hinaus werden 

auch die Flurstücke 2/5, 8/5, 8/6 der Flur 3, Gemarkung Willingrade überplant. 

 

Abb.: Digitaler Atlas Nord mit Geltungsbereich 
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Bei dem Plangebiet handelt es sich um Ackerschläge, die größtenteils durch Knickstrukturen 

zoniert sind. Der öffentliche Wirtschaftsweg „Hinterster Steinkampweg“ teilt das Plangebiet 

in einen nördlichen und einen südlichen Bereich. Darüber hinaus verläuft im südlichen Be-

reich der Willingrader Grenzgraben in Form eines offenen Gewässers. Das Plangebiet ist 

topografisch nicht stark bewegt und fällt tendenziell von Nord nach Süd von etwa 34 m über 

NHN nach 32,50 m über NHN leicht ab. Baumbestand findet sich innerhalb des Plangebietes 

im Wesentlichen im Bereich der Knicks in Form von Überhältern sowie außerhalb der Knicks 

im südlichen Abschnitt in Form von vereinzelten Erlen und Eichen. Innerhalb des Plangebie-

tes finden sich noch zwei ehemalige Ölbohrlöcher. Eines der Ölbohrlöcher liegt im nordwest-

lichen Bereich des Teilbereiches 2 und das zweite im südlichen Abschnitt des Teilbereiches 

4. Die Planung berücksichtigt einen 5 m Schutzabstand zu den ehemaligen Bohrlöchern. Im 

Südwesten grenzt ein landwirtschaftlicher Betrieb an das Plangebiet sowie insgesamt wei-

tere landwirtschaftliche Flächen. 

5 Begründung der Planinhalte 

5.1 Flächenzusammenstellung 

Das Plangebiet setzt sich wie folgt zusammen: 

Sonstiges Sondergebiet -Photovoltaik- ca. 37,8 ha 87 % 

davon Teilbereich 1 3,64 ha  

davon Teilbereich 2 9,44 ha  

davon Teilbereich 3 3,87 ha  

davon Teilbereich 4 16,93 ha  

davon Teilbereich 5 3,88 ha  

Flächen für die Landwirtschaft ca. 0,30 ha 0,6 % 

Wasserflächen ca. 0,17 ha 0,4 % 

Grünflächen ca. 5,08 ha 12 % 

davon Grünfläche „Wildkorridor“ 1,7 ha  

davon Grünfläche „Knickschutzstreifen“ 2,9 ha  

davon Grünfläche „Gewässerschutzstreifen“ 0,4 ha  

davon Grünfläche „Abschirmgrün“ 0,02 ha  

Gesamt:  ca. 43,3 ha 100 % 
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5.2 Auswirkungen der Planung 

Die Planung leistet mit der Ausweisung von Flächen für Photovoltaikanlagen einen wichtigen 

Beitrag zum Klimaschutz, der geeignet ist, dem Klimawandel entgegenzuwirken. Die Planung 

entspricht den im § 1a BauGB genannten Vorschriften zum Umweltschutz. 

Die in Anspruch genommene Fläche erfüllt im Wesentlichen die Kriterien, die nach dem Ge-

meinsamen Erlasses vom 01.09.2021 an Photovoltaik-Freiflächenanlagen gestellt werden. 

Zudem liegen die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Neben-

anlagen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit (§ 2 

Satz 1 EEG).  

Die Umweltprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass die Ausweisung von Flächen für die Er-

richtung und den Betrieb von Freiflächenphotovoltaikanlagen nur geringe Auswirkungen auf 

Natur und Umwelt hat, da es sich bei den betroffenen Flächen um Bereiche mit allgemeiner 

Bedeutung für den Naturschutz handelt. Das Landschaftsbild wird durch die Errichtung von 

Freiflächensolaranlagen zwar verändert, allerdings grenzen die Geltungsbereiche an Ver-

kehrsstraßen, welche als Vorbelastungen wirken. Zukünftig wird in dem rund 400 m von der 

Planung entfernt liegenden Windvorranggebiet PR3_SEG_302 sind Windkraftanlagen errich-

tet.  

Mögliche nachteilige Auswirkungen auf das Landschaftsbild werden durch Höhen- und Flä-

chenbegrenzungen der beabsichtigten Nutzungen und den Erhalt bzw. die Ergänzung um-

liegender Gehölzstrukturen gemindert. 

Hinsichtlich der umliegenden Schutzgebiete und des Biotopverbundsystems ergeben sich 

keine unüberwindbaren Planungshindernisse. 

5.3 Städtebauliche Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend der Darstellung im Flächennutzungsplan wird im Bebauungsplan ein Sonsti-

ges Sondergebiet nach § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ festgesetzt. 

Es erfolgt die Untergliederung des Sonstigen Sondergebietes in insgesamt 5 Teilbereiche. 

Die zulässigen Nutzungen sind detailliert festgesetzt.  

 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr.10 und 11.FNPÄ der Gemeinde Groß Kummerfeld 

 

 

Seite 10 von 15                                                       PLANUNGSBÜRO OSTHOLSTEIN                                                   

 

Abb.: Übersichtskarte Teilbereiche 1-5, VB Nr. 10 der Gemeinde Groß Kummerfeld 

 

Maß der baulichen Nutzung 

Im Sondergebiet (innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen) dürfen aufgeständerte 

Photovoltaik-Freiflächenanlagen errichtet werden. Die SO-Gebiete haben insgesamt eine 

Fläche von 37,8 ha. Der Gesamtversiegelungsgrad mit einer GRZ von 0,8 darf nicht über-

schritten werden, wobei für die einzelnen Teilbereiche 1 bis 5 individuelle maximale Flächen-

größen für die Überstellung mit Photovoltaikanlagen vorgegeben werden. Bei der Ermittlung 

des Gesamtversiegelungsgrades sind neben der Hauptnutzung (die Solarmodule selbst. 

Wechselrichter-/Trafogebäude, weitere notwendige Nebenanlagen) auch alle sonstigen Ne-

benanlagen wie beispielsweise Stellplätze, Zaunpfosten und Zufahrtswege zu berücksichti-

gen. 

Die Höhenbegrenzungen der PV-Module sowie Nebenanlagen auf max. 3,50 m über vorhan-

denem Gelände dient dem Einfügen der Anlagen in das Orts- und Landschaftsbild. Der Ab-

stand der Unterkante der Module zur Geländeoberfläche beträgt mindestens 0,60 m. 
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Ebenfalls beschränkt wird die Höhe des Zaunes mit 2,20 m über vorhandenem Gelände, 

wobei die Zaununterkante mindestens 0,20 m über der Geländeoberfläche liegen muss, um 

das Durchqueren von Kleintieren zu ermöglichen. 

Ausnahmsweise dürfen die Wechselrichtergebäude sowie die Masten für Überwachungska-

meras max. 4,50 m über vorhandenem Gelände betragen. Von den Höhenfestsetzungen 

ausgenommen sind notwendige Blitzschutzeinrichtungen. 

Überbaubare Grundstücksflächen 

Die Solarmodule selbst und die zulässigen Nebenanlagen (Transformatoren, Wechselrichter 

etc.) sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen (Baugrenzen) zulässig. Lediglich Erschlie-

ßungsanlagen, Stellplätze, Zäune und Leitungen sind auch außerhalb der überbaubaren Flä-

chen zulässig. 

Die Baugrenzen werden mit einem einheitlichen Abstand zu den angrenzend festgesetzten 

Grünflächen (Knickschutzstreifen, Gewässerschutzstreifen etc.) ausgewiesen. Ausnahmen 

bilden größere Abstände im Bereich von großkronigen Bäumen. 

Bedingte Festsetzungen 

Durch die Festsetzungen im Bebauungsplan und der daraus resultierenden Nutzung einer 

PV-Freiflächenanlage entsteht eine Entwicklung von einer ackerbaulichen Fläche zu einer 

Funktionsfläche. Die Funktionsfläche ist vorrangig durch die PV-Freiflächenanlage geprägt 

und wird für die Zeit der PV-Nutzung als Extensivgrünland entwickelt. Damit nach Beendi-

gung der Nutzung als PV-Freiflächenanlage und Rückbau der Anlage eine Rückkehr zu der 

Ursprungsnutzung einer intensiv landwirtschaftlichen Bewirtschaftung möglich ist, wird eine 

bedingte Festsetzung nach § 9 Abs. 2 Nr.2 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen.  

5.4 Grünplanung 

Zu den angrenzenden landschaftlichen Flächen sind ausreichende Abstandsflächen berück-

sichtigt. Die bisherige Ackerfläche auch unter und zwischen den PV-Modulen ist als Gras- 

und Krautflur zu entwickeln. Die vorhandenen Knickstrukturen bleiben erhalten und werden 

durch eine Heckenpflanzung im östlichen Teilbereich 3 ergänzt. Der offene Graben wird mit 

einem beidseitigen jeweils 5 m breiten Gewässerrandstreifen versehen. Zwischen den Teil-

bereichen 2/3 und Teilbereich 4 wird ein Wildkorridor eingeplant, der bereits teilweise mit 

bestehenden Knicks ausgestattet ist. 

5.4.1 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung erfolgt nach dem Erlass „Grundsätze zur Planung von 

großflächigen Photovoltaikanlagen“, Gemeinsamer Beratungserlass des Ministeriums für In-

neres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung und des Ministeriums für Energie, 
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Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung vom 01.09.2021. Eine entsprechende Bi-

lanzierung erfolgt im Umweltbericht (Anlage 1). 

5.4.2 Artenschutz 

Bei der Aufstellung der Bauleitplanung sind die Artenschutzbelange des Bundesnaturschutz-

gesetzes zu berücksichtigen (§§ 44, 45 BNatSchG). Ein Bebauungsplan kann selbst nicht 

gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG verstoßen, sondern nur dessen Vollzug. Er 

verstößt jedoch gegen § 1 Abs. 3 BauGB, wenn bei der Beschlussfassung absehbar die 

Zugriffsverbote des § 44 unüberwindliche Hindernisse für die Verwirklichung darstellen. 

Eingriffe in Gehölze sind grundsätzlich nicht notwendig. Vereinzelt kann es aber zu Eingriffen 

in gesetzlich geschützte Biotope gem. § 30 BNatSchG in Verb. mit § 21 LNatSchG (Feldhe-

cken, Knicks, Gräben) kommen. Durch die Extensivierung der landwirtschaftlichen Nutzung 

sind keine unzulässigen artenschutzrechtlichen Konflikte zu erwarten. Resümierend ist fest-

zustellen, dass aus artenschutzrechtlicher Sicht den Planungen keine Belange entgegenste-

hen, wenn Vermeidungsmaßnahmen umgesetzt werden. Auf die detaillierten Ausführungen 

im Umweltbericht wird verwiesen. 

5.5 Verkehr 

Die Verkehrliche Erschließung des Plangebietes für die Teilbereich 1, 2 und 5 erfolgt von 

Norden über die Straße „Brammerhörn“. Darüber hinaus soll der derzeit isolierte Teilbereich 

3 von Norden kommend über den Teilbereich 2 erschlossen werden. Der Teilbereich 4 wird 

von Westen aus über den Wirtschaftsweg „Hinterster Steinkampweg“ sowie von Süden über 

die Ölstraße erschlossen. 

Innerhalb des Plangebietes wird die innere Erschließung durch neu anzulegende 3,50 m 

breite geschotterte Fahrwege erfolgen. 

Während der Bauphase kommt es für einen begrenzten Zeitraum zu einem erhöhten Ver-

kehrsaufkommen durch Baumaschinen und Lieferfahrzeuge. Nach der Bauphase ist ein er-

heblich erhöhtes Verkehrsaufkommen durch Servicefahrzeuge für die PV-Anlage nicht zu 

erwarten. 

6 Ver- und Entsorgung  

Die Ver- und Entsorgung des Gebietes erfolgt über die vorhandenen Einrichtungen in der 

Gemeinde Groß Kummerfeld. Ggf. notwendige Erweiterungen werden vorgenommen. Die 

notwendigen Stromleitungen werden unterhalb der Module, überirdisch angebracht und teil-

weise erfolgt eine Erdverkabelung zwischen Solarmodulen und beispielsweise Trafoge-

bäude. 
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Wasserhaushalt 

Es wird auf eine Flächenbilanzierung gemäß dem Erlass vom 10.10.2019 zu den „Wasser-

rechtlichen Anforderungen zum Umgang mit Regenwasser in Schleswig-Holstein Teil 1: 

Mengenbewirtschaftung“ verzichtet, da es sich bei dieser Planung um eine PV-Freiflächen-

anlage handelt und es zu keinem erheblichen Versiegelungsgrad kommt. Somit ist von einem 

weitgehenden natürlichen Wasserhaushalt auszugehen.  

6.1 Löschwasser/Brandschutz  

Der Feuerschutz in der Gemeinde Groß Kummerfeld wird durch die "Freiwilligen Feuerweh-

ren“ gewährleistet. Bei einer sachgemäßen Planung, Installation und Wartung sind PV-Frei-

flächenanlagen sicher und ermöglichen generell einen effektiven abwehrenden Brandschutz. 

Das Risiko eines Brandereignisses ergibt sich hauptsächlich durch die elektrische Spannung. 

Die gesamte elektrische Anlage ist gemäß den technischen Bestimmungen für Elektroanla-

gen in regelmäßigen Abständen zu überprüfen.  

Die Brandlast einer PV-Freiflächenanlage beschränkt sich auf nicht feuerfeste Komponenten 

wie Gummi, Latex oder Plastik, welche lediglich einen Schwelbrand von geringem Ausmaß 

ermöglichen. Die restlichen Komponenten der Anlage bestehen aus Glas, Aluminium oder 

feuerverzinktem Stahl und stellen somit keine Brandlast dar. Die Module werden dabei auf 

einem Trägersystem aus Stahl und Aluminium (nicht brennbar) montiert, deren Pfosten in 

den Boden gerammt werden. Die Brandgefahr geht daher nicht von der Anlage, sondern von 

der darunter befindlichen Vegetation aus.  

Im Rahmen des Planvollzug sollten daher folgende Punkte berücksichtigt werden, um eine 

Brandentstehung von vornherein entgegenzuwirken:  

− Der Zufahrtsbereich sowie evtl. innere Betriebswege sind freizuhalten, um im Brand-
fall die Anlage mittels Feuerwehrfahrzeugen ansteuern zu können.  

− Einhaltung der Verhaltensregeln bei Bränden an elektrischen Anlagen  

− Aushagerung der Fläche  

Insgesamt kann für die PV-Freiflächenanlage von einer geringen Brandgefährdung ausge-

gangen werden. 

7 Umweltbericht gemäß § 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB 

Nach § 2 Abs. 4 ist für den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 der Gemeinde Groß 

Kummerfeld eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen 

Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet wer-

den. Im Umweltbericht sind die aufgrund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 ermittelten und 

bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen. Die Umweltauswirkungen werden 
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schutzgutbezogen dargestellt, unter Berücksichtigung etwaiger Maßnahmen zur Vermei-

dung, Minderung und zum Ausgleich oder Ersatz. 

Der Umweltbericht wurde durch das Büro GFN - Gesellschaft für Freilandökologie und Na-

turschutzplanung mbH, Kiel erstellt und findet sich als Anlage zur Begründung wieder. 

8 Hinweise  

8.1 Bodenschutz  

Um den Vorsorgegrundsätzen der §§ 1, 4 und 7 des Bundesbodenschutzgesetzes nachzu-
kommen sind folgende Punkte zu beachten: 

Durch Bodenaufträge und Arbeitsfahrzeuge kann es zu Bodenverdichtungen kommen, 
wodurch das Gefüge sowie der Wasser- und Lufthaushalt des Bodens und damit die vorhan-
denen Bodenfunktionen beeinträchtigt werden können. Diese Bodenverdichtungen sowie 
Versiegelungen sind zu vermeiden oder zu minimieren. Der Flächenverbrauch durch 
Baustelleneinrichtung (Baustraßen, Lagerplätze u. Ä.) ist möglichst gering zu halten. Dazu 
ist das Baufeld zu unterteilen in Bereiche für Bebauung - Freiland - Garten - Grünflächen etc. 
Baustraßen und Bauwege sind vorrangig dort einzurichten, wo befestigte Wege und Plätze 
vorgesehen sind. Vor der Anlage von Bauwegen ist der humose Oberboden zu entfernen 
und zwischenzulagern. In den Bereichen, die nach Beendigung der Baumaßnahmen nicht 
überbaut sind, ist die Befahrung zu vermeiden bzw. Maßnahmen zum Schutz gegen Boden-
verdichtungen zu ergreifen. Beim Ab- und Auftrag von Boden ist die Bodenart sowie die Tren-
nung in Oberboden, Unterboden und Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material um-
weltgerecht einer weiteren Nutzung zuführen zu können. Nach Abschluss der Arbeiten ist die 
Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes der Flächen für die Baustelleneinrichtun-
gen mit besonderer Aufmerksamkeit fachgerecht durchzuführen (z.B. Bodenlockerung). Ge-
mäß § 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhaltspunkte 
für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der unteren 
Bodenschutzbehörde mitzuteilen. 

8.2 Archäologie 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Archäologischen Interessengebietes Nr. 6. Auf 
der überplanten Fläche sind daher archäologische Funde möglich. Daher wird ausdrücklich 
auf § 15 DSchG verwiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich 
unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Ver-
pflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder 
den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und 
für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt 
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 
Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu 
erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen 
kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mittei-
lung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
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9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen 

Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der B-Plan die Grundlage bildet 

Die Sicherung des allgemeinen Vorkaufsrechts (§ 24 BauGB) sowie des besonderen Vor-

kaufsrechtes (§§ 25 und 26 BauGB) im Plangebiet sind nicht vorgesehen. 

10 Kosten 

Durch die Inhalte des Bebauungsplanes entstehen der Gemeinde keine Kosten. 

11 Billigung der Begründung 

Diese Begründung wurde in der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Groß Kum-

merfeld am ..................... gebilligt. 

 

Groß Kummerfeld,                               Siegel                                       (Wilhelm Möllhoff) 

                                    - Bürgermeister - 
 

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 10 ist am …………. rechtskräftig geworden. Die 

11. Änderung des Flächennutzungsplanes ist am ……..…….wirksam geworden. 


